
Stadt Spremberg/Grodk
-Die Bürgermeisterin-

Adressaten:

Diese Verfügung richtet sich an alle Personen, die sich während des Heimatfestes 2026 in
der Stadt Spremberg/Grodk im Festgelände aufhalten. Die Anordnung der Punkte 4 und 5
dieser Verfügung richtet sich an alle Gewerbetreibenden, die während des Heimatfestes
2026 auf Flächen außerhalb geschlossener Räume im Festbereich und in angrenzenden
Straßen ein Gaststättengewerbe betreiben.

Die Stadt Spremberg/Grodk erlässt folgende

Allgemeinverfügung

für Festbesucher, Festteilnehmer, Akteure und Gewerbetreibende während des Heimat-
festes 2026 in Spremberg/Grodk:

1. Das Heimatfest 2026 findet zu folgenden Hauptveranstaltungszeiten statt:

07.08.2026 17:00 Uhr bis 24:00 Uhr
08.08.2026 00:00 Uhr bis 01:00 Uhr

10:00 Uhr bis 24:00 Uhr
09.08.2026 00:00 Uhr bis 02:00 Uhr

10:00 Uhr bis 20:00 Uhr
10. 08. 2026 14:00 Uhr bis 20:00 Uhr (Festplatz/Schaustellerpark)

2. Die Nachtruhe wird im Veranstaltungsgelände wie folgt verkürzt:

07. 08.2026
08. 08.2026

09.08.2026

22:00 Uhr bis 24:00 Uhr
00:00 Uhr bis 01:00 Uhr
22:00 Uhr bis 24:00 Uhr
00:00 Uhr bis 02:00 Uhr

3. Der Betrieb von Tonwiedergabegeräten im Freien wird innerhalb des Veranstaltungs-
geländes für folgende Zeiten gestattet:

07.08.2026 17:00 Uhr bis 24:00 Uhr
08.08.2026 00:00 Uhr bis 00:30 Uhr

10:00 Uhr bis 24:00 Uhr
09.08.2026 00:00 Uhr bis 01:30 Uhr

10:00 Uhr bis 19:30 Uhr
10. 08. 2026 14:00 Uhr bis 20:00 Uhr (Festplatz/Schaustellerpark)

4. Der gewerbsmäßige Ausschank alkoholischer Getränke im Freien ist innerhalb des
Festgeländes und in unmittelbar angrenzenden Straßen zu folgenden Zeiten unter-
sagt:

08.08.2026
09. 08. 2026

01:00 Uhr bis 10:00 Uhr
02:00 Uhr bis 10:00 Uhr

5. Während der Veranstaltungszeiten ist im Festgelände (räumlicher Geltungsbereich)
der gewerbsmäßige Ausschank von Getränken in Glasbehältnissen untersagt. Dieses



Verbot gilt nicht für Räumlichkeiten und Freiflächen von ortsfesten Schank- und Spei-
sewirtschaften, sofern durch den Betreiber sichergestellt werden kann, dass der Ver-
zehr dieser Getränke ausschließlich an der Stätte der Leistung erfolgt oder wenn auf
Trinkgläser ein angemessenes Pfandgeld, von mindestens 2,00  , erhoben wird.

6. Es ist untersagt, im Festgelände Kleidungsstücke zu tragen, die extremistische, ver-
fassungsfeindliche, strafrechtlich sanktionierte oder Gewalt verherrlichende Bekun-
düngen beinhalten oder dies zum Ausdruck bringen. Das Gleiche gilt, wenn durch
das Tragen dieser Kleidungsstücke im Zusammenhang mit dem Auftreten Einzelner
oder von Gruppierungen Machtdemonstrationen, die aus Sicht der Allgemeinheit eine
bedrohliche Wirkung entfalten können, hervorgerufen oder gefördert werden. Einge-
schlössen ist dabei auch ein Verbot für das Tragen von Kleidungsstücken (Kutten),
die mit Abzeichen und Emblemen versehen sind, die auf eine Zugehörigkeit zu Mo-
torradgruppierungen, wie Gremium MC, Heils Angels MC, Red Devils MC, Provoca-
teur MC, Rolling Wheels, Bandidos MC, Bulldoze e. V-, Beast Riders MF und Straigt
East Company versehen sind. Das vorgenannte Verbot bezieht sich auf das gesamte
Veranstaltungsgelände.
Darüber hinaus ist es untersagt, im Festgelände durch das Auftreten oder das Ge-
samterscheinungsbild von Personen Gewalt zu verherrlichen bzw. dazu aufzurufen,
staatliche Behörden oder Personen, die im staatlichen Auftrag tätig sind bzw. Minder-
heiten zu verunglimpfen, Intoleranz zu fördern sowie historische Ereignisse einseitig
zu instrumentalisieren. Dies gilt auch für Bekundungen mit vorstehend beschriebe-
nern Inhalt, eingeschlossen das Tragen oder offene Mitführen von dementsprechen-
den Sachen, Symbolen, Kennzeichen, Codes oder dergleichen.

7. Es ist untersagt während der Veranstaltungszeiten im Bereich des Festgeländes un-
bemannte Luftfahrtsysteme (sog. Drohnen) über Menschenansammlungen steigen zu
lassen. Über Ausnahmen entscheidet der Veranstalter.

8. Die zweckgemäße Benutzung von Elektrokleinstfahrzeugen (z. B. elektrische Tretrol-
ler, Segways etc. ) und Fahrrädern ist in Menschenansammlungen während der Ver-
anstaltungszeiten im Bereich des Festgeländes untersagt. Ausgenommen sind
Transport- und Dienstgänge für Rettungsdienstleistungen im Bereich des Festgelän-
des.

9. Es ist untersagt im Bereich des Festgeländes Plakat- und sonstige Werbung (z. B. die
Aufstellung von Informations- und Präsentationsständen, Verteilen von Aufklebern
und Flyern) politischer Parteien mit parteipolitischen Inhalten aufzuhängen, zu betrei-
ben und zu verteilen.

10. Es ist untersagt während der Veranstaltungszeiten Hunde unangeleint im Festge-
lande zu führen.

11. Räumlicher Geltungsbereich:

Die Anordnungen und Beschränkungen der Ziffern 2 bis 10 dieser Allgemeinverfü-
gung gelten für alle öffentlichen Straßen, Wege und Plätze und für die der Allgemein-
heit frei zugänglichen Flächen innerhalb der in der Anlage kartiert dargestellten Fest-
bereiche für das Heimatfest 2026 in Spremberg/Grodk.

12. Diese Verfügung gilt befristet vom 07. August 2026 ab 12:00 Uhr bis zum Ablauf
des 10. August 2026.



13. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird hiermit angeordnet.

14. Die Allgemeinverfügung gilt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt für die Stadt
Spremberg/Grodk als öffentlich bekannt gegeben.

Be ründun

Zu Ziffern 2 und 3:

Gemäß § 10 (1) Landesimmissionsschutzgesetz (LlmschG) in der Fassun9 der Beka,nntl^a"
[Ivo'm22.'Juli"1999(GVBI. I/99, Nr. 17, S.386), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge^

setzet vom 24. Juli 2025 (GVBI. 1/25, Nr. 17, S. S) sind in der Zeit von 22_Uhrbis6 UhrBetäti-
'verboten, welche die Nachtruhe zu stören geeignet sind. Nach §11 (1)

^e'Benutzung'vonTongeräten im Freien verboten, 'soweit hierdurch die Nachbarschafioder
Allgemeinheif belästigt werden kann Tongeräte sind alle Geräte, die der E^eugung oder

von Schall und Schallzeichen dienen, insbesondere Lautsprecher, Musikinstru-
menteJndihnliche Geräte. Gemäß § 21 LlmschG i.V. m. §10 (3)^LImschG bzw. § 11 (4)
LlmschG'ist'die'örtiiche Ordnungsbehörde berechtigt, bei öffentlichem Interesse Ausnahmen
von den vorgenannten Verboten zuzulassen. ... "... "... _._ n_^.. _.
Die Ausnahmen'setzen voraus, dass alle Möglichkeiten zu einer verhältnismäßigen Reduzie-

'derLarmbelastung genutzt werden unddass ein öffentliches Interesse an der..veran-
stal?ung besteht "Die Durchführung des Heimatfestes in Sprember9/Grodk_lie9um, offent11;^
chen"ilnoteresse'. "Das Heimatfest isFeine traditionelle Veranstaltung in Spremberg/Grodk, an
dei:Iderüberwye gende Teil der Einwohner sowie ehennalige Einwohner und sehr viele^Gaste
außerhalb der sladtg'renzen regelmäßig teilnehmen. Diese Veranstaltung hat für die Stadt

"eine außergewöhnlich hohe Bedeutung und stellt jedes Jahr den Höhe-
'im'Veranstaltungskalender der Stadt Spremberg/Grodk dar. Es wird eingeschätzt

dassaufgrundder'Bedeutung dieser Veranstaltung und der hohen ldentifikationdel_uben/vie-
i"fahl'de7Einwohner der Stadt mit gerade dieser Veranstaltung das öffentliche Inte-

re'sse'an'der Durchführung der Veranstaltung gegenüber dem Schutzbedürfnis der im Fest-
bereich lebenden Anwohner und der Nachbarschaft überwiegt. Der Schutz der benach
Anwo'hner-zur-Gewährleistung einer störungsfreien Nachtruhe muss in diesem Fall
des'H'eimatfestes 2026 gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Durchführung derye r-

anstaitungwYhrend'der festgesetzten Veranstaltungszeiten zurücktreten Di^
weil durch die Begrenzung der Veranstaltungszeiten sichergestellt ist, dass die Beeintrachti-
g'ungen für die Anwohner so gering wie möglich gehalten werden und die Nachtruhe mit
Ende der Veranstaltung konsequent durchgesetzt wird.

Zu Ziffer 4:

Das Heimatfest in Spremberg/Grodk ist aufgrund seiner langjährigen Tradition zueiner^ber-
rea'i'onai'bedeutsamen Veranstaltung gewachsen und über die Grenzen der Stadt Sprem-
bearg7Grodk~hina'us bekannt und beliebt. Es ist das bedeutendste Volksfest für die Stadt
Spremberg/Grodk, welches regelmäßig eine Vielzahl von Besuchern und,Gasten anl^ckt^
DFeVeranItaltungen enden in der Nacht von Freitag zu Samstag um 01_00 Uhr, von Sams-

l zu Sonntag um 02:00 Uhr und am Sonntag um 20:00 Uhr. Aus den Erfahrun9en de70 :_
ra^gegangen7n "Heimatfeste in Spremberg/Grodk ist festzustellen, dass^Ansch^sa^n die
Verlnira ifungen bei ungehindertem Ausschank die Veranstaltungsbesucheran den ye ran-

staltungsorte^i'verbleiben und durch ihr Verhalten (!aute. GesPräche' Rufeu^ds^nstige.,Arti'
kuiatio^en) Störungen der Nachtruhe hervorrufen. Gleichzeitig ist festzustellen-_dass_mlt_zu'
nehmendem-Alkoholkonsum auch die Hemmschwelle für ein aggressives Auftreten gegen-
über Unbeteiligten und Sicherheitskräften sinkt. Dies führt einerseits zu Gefahrenfürbes01, !^
ders schutzen^werte Rechtsgüter und andererseits zu nicht hinnehmbaren Belästigungen für
dFe unmittelbar betroffenen Anwohner und verletzt diese in ihren Rechten. Mit geeigneten
Maßnahmen'ist'sichercustellen, dass die Rechte der Anwohner im erforderlichen Maß ge-
s'ch'utzt'werden. Durch ein zeitlich beschränktes Ausschankverbot kann diesem Anliegen ge-
recht~werden7ohne dass dadurch die Qualität des Heimatfestes wesentlich beeinträchtigt



wird. Durch Einstellung des Ausschankbetriebes wird den Gästen eine Motivation zum Ver-
lassen'des'Festgelandes gegeben. Eine Interessenabwägung zwischen denjnteressen, der,
Anwohner und den wirtschaftlichen Interessen der Anbieter auf dem Heimatfest in der Stadt
Spremberg/Grodk führt zu dem Ergebnis dass die schutewurdigen Belange der Anwohner
u^d'd'as'sTcherheitsbedürfnis in diesem Punkt den wirtschaftlichen Interessen der Anbieter
überwiegen. Durch die zeitliche Dauer der Veranstaltungen und die M09llchkeit b. ls_dahm
den'Äusschankzu betreiben, wird den Gewerbetreibenden bereits die Möglichkeit einge-
raumt, 'über die gesetzlich festgelegte Nachtruhe hinaus, ihre wirtschaftlichen Interessen zu^

i.''Andere~rseits wird durch den festgesetzten Ausschankschluss den betroffenen An-

wohn'^m dann die Möglichkeit einer ungestörten Nachtruhe ab diesem Zeitpunkt eingeräumt.
Es kann'nicht Nngenommen werden, dass die Zeit der verbleibenden Nachtruhe durch den
Ausschank'uber das Veranstaltungsende hinaus und den damit zu erwartenden und von den
Besuchern ausgehenden Störungen, beeinträchtigt wird.

Zu Ziffer 5:

Aus der Lebenserfahrung heraus kann eingeschätzt werden, dass bei Volksfesten entleerte
Getrankeverpackungen aus Glas (z. B. kleine Schnapsflaschen, Weinflaschen oderSoft-
drin"k"s)ac'htlos weggeworfen werden. Aufgrund der Vielzahl derveransta?uj^sbes^
sindsowohl'Beweg^ngsfreiheit und Sicht auf die Laufwege stark eingeschränkt. Umherlie-
gende'Glasflasch'en können nicht ohne weiteres erkanntwerden- Es besteMhSb^Mie^'e^
fahr. dass sich Veranstaltungsbesucher an umherliegenden Glasscherben emsthafte^Schnitt-
verlebungen zufügen können. Durch ein Verbot des Ausschankes von Getränken in Glasbe-
haitnissei^ kann diesen Gefahren entgegengewirkt werden. Es ist den Gewerbetreibenden
auch'problemlos möglich, in Glasbehaltnissen angebotene Fertiggetranke in Plastikbehalt-
nisse umzufüllen und dann an die Gäste abzugeben. Wird auf Trinkgläser einangemesse-
nesPfandgeld'erhoben, gilt das Ausschankverbot in Glasbehaltnissen nicht- Eswi^ dann
davon ausgegangen, dass eine Rückgabe der Pfandgläser erfolgt und deshalb in diesen
Fällen keine Gefahr für die Gesundheit der Festbesucher besteht.

Die Anordnungen unter Ziffer 4 stützen sich auf §6 Abs. 2_und zu Ziffer 5^auf^^6 Abs^.1
Brancienburgisches Gaststättengesetz (BbgGastG) vom 02. Oktober 2008 (GVBi 1/08,
fN r'. 13]~, S.2T8), zuletzt geänderfdurch Artikel 12 des Gesetzes vom 5- Mäl^ 2024

JI'/24JNr^ 9]', s79f Danach kann zu Ziffer 4 aus besonderem Anlass der 9ewerbsma-
Siae'Ausschank'aikoholischer Getränke vorübergehend für eine bestimmte Zeit und für einen
bes timmten örtlichen Bereich ganz oder teilweise untersagt werden^ wenn dies zur Aufrecht-

erhattung'der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. Das ErfordermsJst, 9e9e;
ben, da durch diese konkretisierende Anordnung aus Anlass des Heimatfestes 2026 die Ein-
haltung der bestehenden Rechtsordnung gewährleistet und höherwerti9e Rechts?SterI. wif_
dre 'Un^ersehrtheitdes menschlichen Körpers sichergestellt werden sollen. _Durchdiezustän-

"Behörde können zum Schutz der Gäste vor Gefahren für Leben oder Gesundheit jeder-
zeTAnordnungen erlassen werden. Die Zuständigkeit der örtlichen ordnun9sbe. hörde er
srch"dabeia~us'§ 1 Abs. 1 Nr. 11 und 12 der Verordnung zur Regelung^von Zuständigkeiten

nach'dem Brandenburgischen Gaststättengesetz (Brandenburgische Gaststättengesetz^u^-
standrg keitsveroVdnung-BbgGastGZV) in-der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Okto-

ber 2008 (GVBI. 11/08, [Nr. 24], S.390).

Zu Ziffer 6:

Nach § 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse derordnun9,sbehörden^r^^,be~
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August \^G_(G^B}-
1/96, [Nr. 21], S. 266), zuletzt geändert durch Artikel 41 des Geseteesvom 5;Marz ̂P2^4
(GVBI.i/24, '[Nr. '9],'S7. 19) hat die örtliche Ordnun9sbehördedte Auf9abe^_Gefahrcn f,urldl^,öf'

fentliche-S'icherheit oder Ordnung abzuwehren. Die zu schützenden Interessen, in^iesem
Fail'die'Abwehr von Gefahren für die Festteilnehmer und Festbesucherjiegen im Territorium
der Stadt Spremberg/Grodk. Nach § 4 (1) und § 5 (J)_OBG ist die Stadt Spremberg/Grodk^
örtiich'und'sachlich zuständig. Aufgrund § 13 (1) OBG können die örtlichen Ordnungsbehör-
den'Maßnahmen'treffen, um"eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Das Einschreiten durch Verfügung des Verbotes i



der Ziffer 6 ist erforderlich, um jede Verletzung von den unter die Begriffe öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung fallenden Normen, Rechten und Rechtsgütern zu vermeiden. Nach § 14
OBG ist der Behörde bei der Auswahl der anzuordnenden Maßnahmen Ermessen einge-
räumt. Das Verbot der Ziffer 6 zum Abstellen der Gefahr stellt das mildeste Mittel des Ein-
schreitens dar und ist somit geeignet, erforderlich und angemessen.

Das Heimatfest trägt den Charakter eines toleranten und friedlichen Volksfestes. Dem trägt
das unter Ziffer 6 genannte Verbot Rechnung und bildet die Grundlage möglichen Störungen
bereits im Vorfeld'entgegenzuwirken, um einen reibungslosen Ablauf der Veranstaltung si-
cherzustellen. Das Auftreten von Personen oder Personengruppen in den unter Punkt 6 der
Verfügung aufgeführten Kleidungsstücke ist mit dem Charakter der Veranstaltung Heimatfest
nicht vereinbar und löst bei vielen friedvoll eingestimmten Festbesuchern Ängste aus. Das
Heimatfest ist mit all seinen Programmpunkten auf Familien als Hauptbesuchergruppe aus-
gerichtet. Das angeordnete Verbot stellt eine präventive Maßnahme für einen begrenzten
Raum innerhalb der Stadt Spremberg/Grodk und eine begrenzte Zeit dar, um die Veranstal-
tungssicherheit für die erwarteten Besucher und Gäste deutlich zu verbessern. Das de-
monstrative Auftreten von Mitgliedern sog. Rockergruppen ist durchaus geeignet Dritte zu
beunruhigen und Auseinandersetzungen zwischen den in Konkurrenz stehen Gruppierungen
auszulösen, wobei unbeteiligte Festbesucher in nicht unerheblicher Anzahl in Gefahr geraten
können. Mit der Festsetzung wird den vom Verbot betroffenen Gruppierungen die Moglich-
keit genommen, durch auffällige Kennzeichen ihrer Gruppenzugehörigkeit, 9e9enseiti9e pro~
vokationen und Auseinandersetzungen auszulösen. Es liegen Erkenntnisse vor, dass gerade
in der Region in und um Spremberg konkurrierende Gruppierungen aktiv sind. Ein offensives
Aufeinandertreffen dieser Gruppierungen während des Heimatfestes kann den friedlichen
Festverlauf erheblich beeinträchtigen und Störungen der öffentlichen Sicherheit hervorrufen.
Um dem entgegen zu wirken und die Friedlichkeit der Veranstaltung zu untermauern, ist die
festgesetzte Anordnung durchaus geeignet und erforderlich. Die Angemessenheit wird durch
die zeitliche und räumliche Beschränkung begründet.

Zu Ziffer 7 und 8:

Nach § 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der O''dnun9sbehörden^^^l?^, be~
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 1996 (G^VBI.
1/96, [N7. 21], S. 266), 'zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 5 März 2024
(GVBI. 1/24, [Nr. 9], S. 19) hat die örtliche Ordnungsbehörde die Aufgabe Gefahren furd^öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Die zu schützenden Interessen, in^liesem
Fall die Abwehr von Gefahren für die Festteilnehmer und Festbesucher, liegen im Territorium
der Stadt Spremberg/Grodk. Nach § 4 (1) und § 5 (1) OBG ist die Stadt Spremberg/Grodk
örtlich und sachlich zuständig. Aufg'rund § 13 (1) OBG können die örtlichen Ordnungsbehör-
den Maßnahmen treffen, um'eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Das Einschreiten durch Verfügung des Verbotes^nach
Ziffer 7 und 8 ist erforderlich, um jede Verletzung von den unter die Begriffe öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung fallenden Normen, Rechten und Rechtsgütern zu vermeiden. Nach §
14 OBG ist der Behörde bei der Auswahl der anzuordnenden Maßnahmen Ermessen einge-
räumt. Das Verbot der Ziffern 7 und 8 zum Abstellen der Gefahr stellt das mildeste Mittel des
Einschreitens dar und ist somit geeignet, erforderlich und angemessen.

Im Festgelände halten sich während der Veranstaltungszeiten regelmäßig große Menschen-
mengen'auf. Um die Veranstaltungsbesucher im Falle einer Betriebsstörung beim Betrieb ei-
nes unbemannten Luftfahrtsystems und dem damit einhergehenden ungesteuerten und un-
kontrollierbaren Abgang vor Verletzungen zu schützen ist die Anordnung erforderlich, geeig-
net und angemessen. Gleiches gilt für die zweckmäßige Benutzung von Elektrokleinstfahr-
zeugen und Fahrrädern. Es kann nicht hingenommen werden, dass die Nutzung von Elektro-
kfeinstfahrzeugen und Fahrrädern ein Unfall- und VerletzungsrisikofürVeranstaltungsteil-
nehmer darstellt. _ ^ ., .. . .. , ^, _....
Der Schutz des grundgesetzlich garantierten Rechtsgutes der körperlichen
hier höher zu bewerten, als das Interesse des Einzelnen im Bereich des Veranstaltungsge-
ländes während der Veranstaltungszeiten unbemannte Luftfahrtsysteme, auch wenn sie auf-
grund ihrer Bauart und Beschaffenheit nicht dem luftfahrtrechtlichen Erlaubnisvorbehalt un-



terliegen, zu betreiben bzw. Elektrokleinstfahrzeuge oder Fahrräder innerhalb des Festgelan-
des zu nutzen. Dies gilt nicht für elektronisch betriebene Hilfsmittel für Menschen mit Mobili-
tätseinschränkungen sowie für Transport- und Dienstgänge für Rettungsdienstleistungen.

Zu Ziffer 9:

Es ist untersagt im Bereich des Festgeländes Plakat- und sonstige Werbung (z. B. dieAuf-
Stellung von Informations- und Präsentationsständen, Verteilen von Aufklebern und Flyern)
politischer Parteien mit parteipolitischen Inhalten anzubringen, zu betreiben und zu verteilen.

Das Heimatfest in Spremberg/Grodk ist aufgrund seiner langjährigen Tradition zu einer über-
regional bedeutsamen Veranstaltung gewachsen und über die Grenzen der Stadt Sprem-
berg/Grodk hinaus bekannt und beliebt. Mit dem Spremberger Heimatfest verbinden Gäste,
Festbesucher und Festteilnehmer eine friedvolle und tolerante Veranstaltung. Das Anbringen
von Plakatwerbung, das Betreiben sonstiger Werbung und das Verteilen von Aufklebern und
Flyern politischer Parteien mit parteipolitischen Inhalten widersprechen dem Volksfestcharak-
ter und stehen nicht im Einklang mit dem Gesamtkonzept des Spremberger Heimatfestes.
Die Rechtsgrundlage bildet der § 4 (4) der Satzung für die Stadt Spremberg zur Sondernut-
zung von öffentlichen Straßen und Plätzen (Sondernutzungssatzung - SNSSpb) vom
08.05.2019, veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Spremberg/Grodk am 24.05.2019 (Nr.
06/2019).

Zu Ziffer 10:

Nach § 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbe-
hördengesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 1996 (GVBI.
1/96, [Nr. 21], S. 266), zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 5. März 2024
(GVBI. 1/24, [Nr. 9], S. 19) hat die örtliche Ordnungsbehörde die Aufgabe, Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Die zu schützenden Interessen, in diesem
Fall die Abwehr von Gefahren für die Festteilnehmer und Festbesucher, liegen im Territorium
der Stadt Spremberg/Grodk. Nach §4 (1)und § 5 (1) OBG ist die Stadt Spremberg/Grodk
örtlich und sachlich zuständig. Aufgrund des § 25a (4) Nr. 1 OBG können die erforderlichen
Bestimmungen zur Vorsorge und zur Abwehr der von gefährlichen und anderen Hunden aus-
gehenden Gefahren für Leben, Gesundheit und Eigentum hinsichtlich bestimmter Orte gere-
gelt werden, hlierzu erließ der Minister des Innern und für Kommunales des Landes Bran-
denburg die Ordnungsbehördliche Verordnung über das Halten und Führen von Hunden
(Hundehalterverordnung - HundehV) vom 25. 06. 2024 (GVBI. 11/24, [Nr. 42]. Gemäß §3 Abs.
1 Nr. 1 HundehV sind Hunde bei öffentlichen Versammlungen, Umzügen, Aufzügen, Volks-
festen und sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansammlungen so an der Leine zu füh-
ren, dass Menschen, Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden. Durch die Leinenpflicht auf
Volksfesten, in diesem Fall innerhalb des Festgebietes während des Heimatfestes, wird si-
chergestellt, dass Hunde keine unkontrollierten Bewegungen machen und im direkten Einwir-
kungs- und Kontrollbereich des Hundehalters/ der Hundehalterin bzw. der hundeführenden
Person liegen. Die Leinenpflicht dient der präventiven Gefahrenabwehr für Menschen und
andere Hunde, da durch die Unübersichtlichkeit und der räumlichen Enge innerhalb des
Festbereiches Angriffe durch Hunde oder gar Bissvorfälle ansonsten nicht auszuschließen
wären.

Zu Ziffer 13:

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgte gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI. l S.
686), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Mai 2026 (BGBI. 2026 l Nr.
152).
Die aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen entfällt, wenn die sofortige Vollziehung im
öffentlichen Interesse von der Behörde, die die Allgemeinverfügung erlassen hat, besonders
angeordnet ist. Der angeordneten sofortigen Vollziehung liegt eine Abwägung des öffentli-
chen Interesses an der sofortigen Vollziehung dieser Verfügung und dem Aussetzungsinte-
resse des Adressaten zugrunde. Das Überwiegen des öffentlichen Interesses ergibt sich im
Wesentlichen schon aus den Gründen, die für die Anordnung selbst maßgeblich sind. Das



öffentliche Interesse zur Abwehr von Gefahren für Leib und Leben als Rechtsgut höchsten
Ranges sowie der Schutz der bestehenden Rechtsordnung überwiegt vorliegend gegenüber
denw'irtschaftlich geprägten Interessen der Gewerbetreibenden und den Interessen der ge-
nannten'MinderheTten. Ohne die Anordnung der sofortigen Vollziehung würden im Falle ei-
nes'Rechtsbehelfes die getroffenen Festsetzungen ins Leere laufen, was dazu führen kann,
dass die zu schützenden Rechtsgüter nicht hinreichend geschützt werden können. Hier über-
wiegt das'offentliche Interesse an einer sicheren und fnedyollen Durchführung der ye ranstal-

t'urig, 'gegenüber dem Interesse Einzelner. Dies sollte durch die Anordnung der sofortigen
Vollziehung von vorn herein ausgeschlossen werden.

Hinweis:

Verstöße gegen die Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können
aufgrund gesetzlicher Vorschriften mit einer Geldbuße geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrun :

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt9abe_wlde_r'
Spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Stadt Spremberg/Grodk, Die Bürgermeis-
terin,-Am Markt 1, 03130 Spremberg/Grodk schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne derVerord-
nung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs, Llnd_
ubeFdaV besondere elektronische Behördenpostfach (ERW) zu versehen. Bei derVerwen-
düng d'er elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beach-
ten, üdie'im Internet unter https://spremberg. de/rathaus/verwaltung/elektronische-kommunika-
tion/ aufgeführt sind.

hlinweise: _. .. . ... . .
Die Einlegung eines Widerspruchs per einfacher E-Mail oder mittels eingescannter Doku-
menTe per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen,
auch wenn der Widerspruch mit einer Originalunterschrift versehen ist.

Hinweis zur Wiederherstellun der aufschiebenden Wirkun :

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung bewirkt, dass Widerspruch_und Anfechtungsklage
gegen'die Ällgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung haben^Das bedeutet'j:iafs_die
Ällgemeinverfügung auch dann befolgt werden muss wenn siemitwidersPruchun^K1^9e
angegriffen'wird. D\e Aussetzung der'Votlziehung (§ 80 Abs. 4 Satz -l VWGO) kann beide_r_
StadTspremberg/Grodk, Die Bürgermeisterin, Am Markt 1 in O3130 SPrember9/Grocl, l<oder,
beTderWiderspmchsbehörde: Landkreis Spree- Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa, Der Landrat,
Heinrich-Heine-Straße 1 in 03149 Forst (Lausitz)/Barsc (Luzyca) beantragt werden.
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemäß § 80 Abs-, 5 VWGO. CIasv^r^
walTungsgericht Cottbus, Vom-Stein-Straße 27 in 03050 Cottbus angerufen und die Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung beantragt werden.

Spremberg/ odk, d 10. 07. 2026
l. /.

Christine erntier

Bürgermeisterin

Anlage: Festgebietsabgrenzung Heimatfest 2026
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